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Übergangsbestimmung zum Erwerb der Bezeichnung 

Fachärztin/Facharzt für Allgemeinmedizin und Familienmedizin 
 

Ärztegesetz-Novelle BGBl. I Nr. 21/2024 

 

§ 262. (1) Unter den Voraussetzungen des Abs. 2 oder 3 sind Personen, die über ein Diplom 

über die besondere Ausbildung in der Allgemeinmedizin gemäß § 15 Abs. 1 Z 1 oder eine 

entsprechende Qualifikation gemäß § 5 Z 2 oder § 5a verfügen, berechtigt, nach Eintragung in 

die Ärzteliste die Bezeichnung „Fachärztin für Allgemeinmedizin und Familienmedizin“ oder 

„Facharzt für Allgemeinmedizin und Familienmedizin“ zu führen. Die neue Bezeichnung tritt 

an die Stelle der bis dahin geführten Bezeichnung Ärztin/Arzt für Allgemeinmedizin. 

 

(2) Personen gemäß Abs. 1 müssen über eine ärztliche Berufserfahrung im Rahmen der 

selbständigen oder unselbständigen Berufsausübung in der Gesamtdauer von zumindest 24 

Monaten in Vollzeitbeschäftigung (zumindest 30 Stunden pro Woche) – oder bei 

Teilzeitbeschäftigung entsprechend länger – im Bereich der Grundversorgung 

(Primärversorgung) im Rahmen des Aufgabengebietes des Sonderfaches Allgemeinmedizin 

und Familienmedizin gemäß der Verordnung gemäß § 24 Abs. 1, jedenfalls in der 

Krankheitserkennung und Krankenbehandlung, verfügen. Davon sind zumindest sechs Monate 

innerhalb der letzten zwei Jahre vor Antragstellung nachzuweisen. 

 

(3) Sofern die Voraussetzungen gemäß Abs. 2 nicht erfüllt sind, haben Personen gemäß Abs. 1 

die fachärztliche Prüfung für das Sonderfach Allgemeinmedizin und Familienmedizin gemäß § 

7 Abs. 1 Z 3 zu absolvieren. 

 

(4) Der für das Gesundheitswesen zuständige Bundesminister hat erforderlichenfalls Näheres 

zu den Voraussetzungen gemäß Abs. 2 in der Verordnung gemäß § 24 Abs. 1 zu bestimmen. 

 

(5) Die Österreichische Ärztekammer hat über eine Berechtigung gemäß Abs. 1 im Rahmen 

eines Verfahrens gemäß § 27 zu entscheiden. 

 

(6) Auf Personen, die die Berechtigung gemäß Abs. 1 erworben haben, sind bis 31. Mai 2026 

die berufsrechtlichen Bestimmungen für Ärzte/Ärztinnen für Allgemeinmedizin anzuwenden. 

 

§ 263 

(2) § 262 Abs. 1, 2, 4, 5 und 6 samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 

21/2024, tritt mit 1. Jänner 2025 in Kraft. 

---------------------------------------------------- 

 

Vollzug & offene Fragen 

 
a. Verordnung des Ministeriums zu Details Voraussetzungen Primärversorgung 

noch möglich bzw. offen; 

b. Details des Antragsverfahrens der ÖÄK noch festzulegen. 
 

Stand 25.4.2024   
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Erläuterungen zu § 262 Ärztegesetz: 

 

(aus 2437 der Beilagen XXVII. GP - Ausschussbericht NR – Berichterstattung) 

 

§ 262 sieht die Übergangsbestimmung zum Erwerb der Bezeichnung Fachärztin/Facharzt für 

Allgemeinmedizin und Familienmedizin vor. 

 

Erfasst werden soll ein möglichst breiter Personenkreis, der den ärztlichen Beruf als 

Fachärztin/Facharzt für Allgemeinmedizin und Familienmedizin auch tatsächlich auszuüben 

beabsichtigt. Daher sollen gemäß Abs. 1 sowohl Personen, die in die Ärzteliste als 

Ärztinnen/Ärzte für Allgemeinmedizin eingetragen sind, als auch auf Personen abgestellt 

werden, die über die erforderlichen Nachweise in der Qualifikation für Allgemeinmedizin 

verfügen. 

 

Wesentlich ist eine ausreichende kurative allgemeinärztliche Tätigkeit, die in Abs. 2 ausgeführt 

wird. 

 

Gefordert wird insbesondere eine zumindest insgesamt 24-monatige selbständige oder 

unselbständige Berufsausübung im Bereich der Grundversorgung (Primärversorgung) im 

Rahmen des Aufgabengebietes des Sonderfaches Allgemeinmedizin und Familienmedizin, 

jedenfalls aber Krankheitserkennung und Krankenbehandlung. Daher können auch von 

Turnusärztinnen/Turnusärzte absolvierte Ausbildungszeiten in Allgemeinmedizin in 

Lehrpraxen, Lehrgruppenpraxen, Lehrambulatorien oder Einrichtungen, die der medizinischen 

Erstversorgung dienen, verwertet werden. 

 

Verwertbar im Sinne des Abs. 2 sollen auch Zeiten der Verwendung als 

Stationsärztin/Stationsarzt mit entsprechendem Tätigkeitsprofil sowie Vertretungstätigkeiten in 

Ordinationen bei Ärztinnen/Ärzten für Allgemeinmedizin sein. Um die tatsächliche Absicht der 

Berufsausübung glaubhaft zu machen, sieht Abs. 2 außerdem die Bedingung vor, dass ein 

gewisser Anteil der bisherigen allgemeinärztlichen Tätigkeit in einem zeitlichen Naheverhältnis 

zum gewünschten Erwerb der Fachärztin- /Facharztbezeichnung für Allgemeinmedizin und 

Familienmedizin steht. 

 

Um möglichst alle einschlägigen Sachverhalte zu erfassen, sieht Abs. 4 eine 

Verordnungsermächtigung zur näheren Regelung vor. 

 

Anstelle des (vollständigen) Tätigkeitsnachweises gemäß Abs. 2 eröffnet Abs. 3 die 

Absolvierung der fachärztlichen Prüfung für das Sonderfach Allgemeinmedizin und 

Familienmedizin. 

 

Gemäß Abs. 5 soll die Österreichische Ärztekammer über eine Berechtigung gemäß Abs. 1 im 

Rahmen eines Verfahrens gemäß § 27 ÄrzteG 1998 entscheiden. 

… 

 

 

 


